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sehen, die zur Zulässigkeit der hilfsweise vorgelegten Frage 
der Verfassungswidrigkeit des § 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG in der 
Alternative des Erwerbens von Cannabis und des § 29 Abs. 1 
Nr. 3 BtMG, jeweils i.V.m. Anlage I zu § 1 Abs. 1 BtMG, füh-
ren, trifft dies zwar im Ausgangspunkt zu. Jedoch setzen 
sich die Vorlagen insoweit nicht mit den Erwägungen des 
Senats zu einer Verletzung des Übermaßverbots durch § 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BtMG a.F. und § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
BtMG a.F. auseinander. Vielmehr machen sie einen Verstoß 
gegen Art. 3 Abs. 1 GG geltend und verkennen dabei, dass 
– ihrer Argumentation folgend – dieser Verstoß nicht in der 
Rechtssetzung, sondern in der Rechtsanwendung liegt. Die 
vorlegenden Gerichte lassen außer Betracht, dass eine – an 
sich nicht zu beanstandende – gesetzliche Regelung, gegen 
die in der Rechtsanwendungspraxis in verfassungswidriger 
Weise verstoßen wird, grundsätzlich nur dann selbst das 
Grundgesetz verletzt, wenn die verfassungswidrige Praxis 
auf die Vorschrift selbst zurückzuführen ist, mithin Ausdruck 
eines strukturbedingt zu dieser Praxis führenden normati-
ven Regelungsdefizits ist. Eine solche Konstellation zeigen 
die Vorlagen nicht auf.

d) Eine Verletzung des Gesetzlichkeitsprinzips aus Art. 103 
Abs. 2 GG, insbesondere in der Ausprägung als Bestimmt-
heitsgebot, legen die Vorlagen ebenfalls nicht in einer 
den Begründungsanforderungen des § 80 Abs. 2 Satz 1 
BVerfGG genügenden Weise dar.

aa) Die Vorlagen sehen den Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 
GG darin, dass der Gesetzgeber keine Schwellenwerte für 
den Begriff der geringen Menge in § 31a Abs. 1 Satz 1 
BtMG festgelegt hat. Das Amtsgericht Pasewalk bezieht 
zusätzlich den Begriff der nicht geringen Menge in § 29a 
Abs. 1 Nr. 2 BtMG in die Argumentation ein. Weil die 
Rechtsanwendungspraxis bei der Abgrenzung der Men-
genbegriffe von unterschiedlichen Parametern ausgehe 
(Nettogewicht einerseits, Wirkstoffgehalt andererseits), sei 
nicht vorhersehbar, wann die Gefahr einer Bestrafung nach 
welcher Vorschrift bestehe.

bb) Dies genügt den gesetzlichen Begründungsanforderun-
gen erneut nicht, weil sich die Vorlagen nicht in der gebo-
tenen Weise mit dem verfassungsrechtlichen Prüfungsmaß-
stab und der maßgeblichen Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Gesetzlichkeitsprinzip und dessen 
Ausprägung als Bestimmtheitsgebot auseinandersetzen. Die 
vorlegenden Gerichte verkennen, dass gegen die Verwen-
dung wertausfüllungsbedürftiger Begriffe bis hin zu General-
klauseln im Strafrecht jedenfalls dann keine Bedenken be-
stehen, wenn sich mit Hilfe der üblichen Auslegungsmetho-
den, insbesondere durch Heranziehung anderer Vorschriften 
desselben Gesetzes, durch Berücksichtigung des Normzu-
sammenhangs oder aufgrund einer gefestigten höchstrich-
terlichen Rechtsprechung eine zuverlässige Grundlage für 
eine Auslegung und Anwendung der Norm gewinnen lässt. 
Dies ist bei den Mengenbegriffen des Betäubungsmittelstraf-
rechts der Fall. Sie haben durch eine gefestigte höchstrich-
terliche Rechtsprechung Konturierung erfahren.

	J Pressemitteilung OVG Rheinland-Pfalz vom 
05.09.2023

Rechtmäßige Sicherstellung eines Pkws Porsche zum 
Zweck der Gefahrenabwehr
Beschl. v. 29.08.2023 – 7 B 10593/23.OVG

Die Polizei durfte ein Fahrzeug nach einem gefährlichen 
Überholmanöver aufgrund der besonderen Umstände des 
Falles zur Gefahrenabwehr sicherstellen. Dies entschied das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in einem Eilverfah-
ren, mit dem es die Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Neustadt an der Weinstraße bestätigte.

Im April 2023 befuhr der Ehemann der Antragstellerin mit 
deren Pkw – einem Porsche – aus Richtung Speyer kommend 
die Bundesstraße 39 zwischen Dudenhofen und Hanhofen. 
In der Gegenrichtung war ein Funkstreifenwagen unterwegs. 
Die Polizeibeamten beobachteten, wie das hinterste der fünf 
ihnen entgegenkommenden Fahrzeuge – der betreffende 
Porsche – zunächst einen vor ihm fahrenden schwarzen Pkw 
überholte und danach nicht wieder einscherte, obwohl er nur 
noch ca. 200 bis 250 m von ihrem Fahrzeug entfernt war. 
Vielmehr fuhr er mit gleichbleibend hoher Geschwindigkeit 
auch an einem zweiten Fahrzeug, einem weißen Kastenwa-
gen, vorbei. Um eine Frontalkollision zu vermeiden, bremste 
der Fahrer des Funkstreifenwagens bis zum Stillstand ab und 
lenkte das Auto nach rechts an den Fahrbahnrand, um Platz 
zu schaffen. Der Porsche fuhr währenddessen an dem Kas-
tenwagen vorbei und wechselte etwa 15 m vor dem bereits 
stehenden Funkstreifenwagen zurück auf die eigene Fahr-
bahn Richtung Hanhofen. Beim Wiedereinscheren mussten 
der schwarze sowie der weiße Wagen ebenfalls bremsen, 
um eine Kollision zu vermeiden und Platz zu machen. Noch 
während des Passierens des Funkstreifenwagens startete der 
Fahrer erneut einen Überholvorgang und überholte einen 
dritten Pkw. Die an dem Vorfall beteiligten Polizeibeamten 
nahmen unter Einsatz von Blaulicht und Martinshorn die Ver-
folgung des Fahrers auf und stellten im Anschluss an dessen 
Kontrolle den Porsche zur Gefahrenabwehr sicher. Weiter 
wurde ihm die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis und 
die Beschlagnahme des Führerscheins eröffnet.

Gegen die Sicherstellung legte die Antragstellerin Wider-
spruch ein und suchte um vorläufigen gerichtlichen Rechts-
schutz nach, den das Verwaltungsgericht mit der Begründung 
ablehnte, die Sicherstellung sei rechtlich nicht zu beanstan-
den. Nach § 22 des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes 
könne die Polizei eine Sache sicherstellen, um eine gegen-
wärtige Gefahr abzuwehren. Diese Voraussetzungen seien 
gegeben gewesen, denn im Zeitpunkt der Sicherstellung 
hätten ausreichende Anhaltspunkte dafür vorgelegen, dass 
der Ehemann der Antragstellerin mit dem auf sie zugelasse-
nen und ausschließlich von ihm gefahrenen Sportwagen in 
allernächster Zeit mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit weitere erhebliche Verkehrsverstöße begehen werde. 
(vgl. Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Neustadt an 
der Weinstraße Nr. 14/2023). Die gegen den Beschluss des 
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Verwaltungsgerichts eingelegte Beschwerde der Antragstel-
lerin wies das Oberverwaltungsgericht zurück.

Es teile auch unter Berücksichtigung des Vorbringens der 
Antragstellerin im Beschwerdeverfahren die Auffassung der 
Vorinstanz, die Aussagen der beiden an dem Vorfall beteilig-
ten Polizeibeamten sowie der weiteren Zeugen ließen alleine 
den Schluss zu, dass der Ehemann der Antragstellerin bei sei-
nem Überholvorgang zwischen Dudenhofen und Hanhofen 
rücksichtslos und grob verkehrswidrig gehandelt und damit 
die öffentliche Sicherheit beeinträchtigt habe. Der Ansicht 
der Antragstellerin, eine Gefahrensituation habe bei Erlass 
der Sicherstellungsanordnung deshalb nicht bestanden, weil 
ihrem Ehemann zu diesem Zeitpunkt die Fahrerlaubnis be-
reits vorläufig entzogen worden sei, könne nicht gefolgt wer-
den. Zwar bestehe kein allgemeiner Erfahrungssatz, wonach 
ein von der Polizei ertappter »Verkehrssünder« sich generell 
unbelehrbar zeige und von den ihm angedrohten Bußgel-
dern, Fahrverboten und Punkten unbeeindruckt bleibe. Einen 
solchen habe aber das Verwaltungsgericht nicht angenom-
men, sondern auf die besonderen Umstände des Einzelfalls 
und hierbei auf das konkrete Verhalten des Ehemanns der 
Antragstellerin abgestellt. Dabei sei es zutreffend zu dem 
Ergebnis gelangt, dass die handelnden Polizeibeamten im 
vorliegenden Ausnamefall aufgrund seines Verhaltens davon 
ausgehen durften, dass die vorläufige Entziehung der Fahr-
erlaubnis nicht ausreiche, um einer gegenwärtigen Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit durch weitere erhebliche Ver-
kehrsverstöße des Ehemanns mittels des von ihm geführten 
Fahrzeugs, Typ Porsche, zu begegnen. Denn dieser habe sich 
von seinem grob verkehrswidrigen, mehrere Verkehrsteilneh-
mer erheblich gefährdenden Verhalten völlig unbeeindruckt 
gezeigt. Er habe trotz der ihm von den handelnden Polizei-
beamten vor Augen geführten Gefährlichkeit seines Über-
holmanövers jedwede Einsicht vermissen lassen. So habe er 
ausweislich der Sachverhaltsdarstellung der Polizeibeamten 
gegenüber diesen angegeben, der ihm aufgrund des Über-
holmanövers eröffnete Vorwurf der Gefährdung des Straßen-
verkehrs wegen groben Fehlverhaltens beim Überholen sei lä-
cherlich. Es sei schließlich nichts passiert. Diese Interpretation 
der Geschehnisse lasse völlig außer Acht, dass sein äußerst 
gefährlicher Überholvorgang augenscheinlich nur deshalb 
keine Kollision mit den übrigen Verkehrsteilnehmern zur Fol-
ge gehabt habe, weil sowohl der Polizeibeamte als auch die 
beiden Zeugen diese durch geistesgegenwärtiges Abbrem-
sen bzw. Ausweichmanöver verhindert hätten. Das fehlende 
Einsichtsvermögen des Ehemanns der Antragstellerin werde 
noch unterstrichen durch seine weitere Angabe gegenüber 
den Polizeibeamten, er habe bereits zwei Millionen Kilometer 
Fahrstrecke ohne Zwischenfälle absolviert, sodass ein Fehler 
seinerseits völlig ausgeschlossen sei. Dies gelte umso mehr, 
als sein Verkehrsverhalten in der Vergangenheit nicht ohne 
weiteres als »ohne Zwischenfälle« zu bezeichnen sei. Viel-
mehr sei gegen ihn jedenfalls wegen Nötigung und Beleidi-
gung im Straßenverkehr ermittelt worden, wobei dieses Ver-
fahren zum Zeitpunkt der Anordnung der streitgegenständ-
lichen Sicherstellung noch nicht abgeschlossen gewesen sei.

Anmerkung

Ohne Zweifel ist die Entscheidung des OVG Rheinland-Pfalz 
als polizeipraktisch wie auch verkehrsjuristisch nur als be-
merkenswert zu bezeichnen.

Bekannterweise werden Tatfahrzeuge anlässlich bedeuten-
der Verkehrsverstöße wie Verkehrsstraftaten und bedeuten-
den Verkehrsordnungswidrigkeiten nur äußerst selten zum 
Zweck der Gefahrenabwehr auf polizeirechtlicher Grundla-
ge sichergestellt oder beschlagnahmt. Diese Scheu vor ver-
kehrsjuristischer Konsequenz ist vielfach dadurch praktisch 
begründet, dass Polizei, Ordnungsämter und Verwaltungs-
gerichte sich davor scheuen, Kraftfahrzeuge in öffentliche 
Verwahrung zu nehmen, die wirtschaftlich einen so gerin-
gen Wert besitzen, dass aus deren Verwertung die Kosten 
der oft während eines sehr zeitintensiven Verwaltungsstreit-
verfahrens zeitlich sehr lang andauernden Einlagerung nicht 
bestritten werden können. Dieser Fall liegt bei einem Pkw 
Porsche allerdings regelmäßig nicht vor. Bei einer solchen 
Kosten-/Nutzen-Betrachtung wird die tatsächlich bestehen-
de Gefahr weiterer Verkehrsverstöße durch den Tatver-
dächtigen/die Tatverdächtige zu Unrecht oft vollkommen 
außer Acht gelassen. Dabei hat der oder die Tatverdächtige 
doch gerade erst durch die ermittelte Tat bewiesen, es mit 
dem Gesetz nicht so genau zu nehmen und dem dahinter-
stehenden Gesetzeszweck seinen Sinn abzusprechen, also 
durch eine derartige Privatabwägung das Verkehrsrecht als 
frei verfügbare Größe anzusehen – zu Lasten der anderen 
von diesem Fehlverhalten direkt betroffenen und zukünftig 
potenziell gefährdeten Verkehrsteilnehmer.

Glücklicherweise lag der vom OVG entschiedene Fall derart 
auf der Hand, dass Polizei und Verwaltungsjustiz aus zwei 
naheliegenden Gründen praktisch gar nicht an einer Sicher-
stellung vorbeikommen konnten. Erstens waren Polizeibe-
amte direkt von dem gefährlichen Verkehrsmanöver betrof-
fen und konnten als fachlich besonders qualifizierte Zeugen 
aussagen und zweitens handelte es sich bei dem Tatverdäch-
tigen um einen unbelehrbaren Autofahrer mit Vorbelastun-
gen, der keinen Hehl daraus machte, sein potenzielles Fehl-
verhalten zu marginalisieren und dies sogar noch mit Hilfe 
juristischer Unterstützung seiner Ehefrau. Somit lag auch 
die Gefahr möglicher Wiederholungen auf der Hand, und 
zwar trotz der vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis im 
anhängigen Strafverfahren, durch das sich nach vielfacher 
polizeilicher Erfahrung unbelehrbare Autofahrer kaum von 
Wiederholungen – dann eben ohne Fahrerlaubnis – abhalten 
lassen. Offen bleibt, ob die beiden tätigen Verwaltungsge-
richte bei anderen als Opfer betroffenen Fahrzeugführern 
ebenfalls so konsequent durchgegriffen hätten.

Das Verfahren wirft allerdings weitere Folgefragen auf.

Zunächst ist fraglich, warum die Vorbelastungen der Nöti-
gung und Beleidigung im Straßenverkehr nicht schon längst 
zu der Anordnung einer medizinisch-psychologischen 
Untersuchung (MPU) geführt haben; denn beide Delikte 
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Verurteilung wegen Verletzung der 
Vertraulichkeit des Wortes

Leitsätze 
(nicht amtlich, von der Schriftleitung)

1.	Wer mit seinem Handy während einer Verkehrskon-
trolle unbefugt ein nichtöffentlich gesprochenes Wort 
eines anderen, nämlich die mündlichen Äußerungen von 
Polizeibeamten aufnimmt, handelt § 201 Abs. 1 Nr. 1 
StGB zuwider und wird bestraft.

2.	Auch, wenn sich ein Amtsträger ohnehin an Recht 
und Gesetz zu halten hat, kann die Vertraulichkeit der 
Kommunikation dadurch verletzt werden, dass das ge-
sprochene Wort eines Amtsträgers in dieser Eigenschaft 
unbefugt mitgeschnitten wird.

3.	Durch das Tragen und Einschalten einer Bodycam ver-
liert ein Polizeibeamter nicht den Schutz des § 201 StGB.

LG Hanau, Urt. v. 29.09.2023 – 5 KLs – 3350 Js 16251/22

Aus den Gründen

II. 
Nach der in der Hauptverhandlung durchgeführten Beweis-
aufnahme steht zur Überzeugung der Kammer folgender 
Sachverhalt fest:

Am 06.09.2022 befuhren die Zeugen POK (…) und PK (…) 
als Streifenwagenteam gegen 00:40 Uhr in (…) den (…) in 
Richtung (…), als ihnen ein Pkw mit dem amtlichen Kenn-
zeichen (…) entgegenkam. Der Pkw mit dem amtlichen 
Kennzeichen (…) war neben dessen Fahrer, dem Zeugen 
(…), mit zwei weiteren Personen, dem Zeugen (…) und dem 
Angeklagten, besetzt. Der Angeklagte saß auf dem Beifahrer-
sitz und der Zeuge (…) dahinter.

Die Polizeibeamten vernahmen ein Hupen und entschlossen 
sich daher zu einer allgemeinen Verkehrskontrolle.

Auf die durch entsprechendes Lichtsignal des Streifenwagens 
erfolgte Aufforderung hielt der Zeuge (…) das Fahrzeug auf 
Höhe der (…) in Fahrtrichtung (…) am Straßenrand an. Die 
Zeugen POK (…) und PK (…) hielten mit ihrem Streifen-
wagen dahinter an.

Der Zeuge PK (…) begab sich sodann als kontrollierender 
Beamter auf die Fahrerseite, um die allgemeine Verkehrskon-
trolle durchzuführen. Der POK (…) begab sich als sichernder 
Beamter auf die Fahrerseite. Während PK (…) die allgemeine 
Verkehrskontrolle mit dem Fahrer durchführte, indem er sich 
den Führerschein und die Fahrzeugpapiere zeigen ließ, leuch-
tete POK (…) mit seiner dienstlichen Taschenlampe zum 
Zwecke der Eigensicherung beider Beamten in das dunkle 
Fahrzeuginnere hinein. Die Innenraumbeleuchtung des Fahr-
zeugs war ausgeschaltet.

Der Angeklagte protestierte gegen das Leuchten mit der Ta-
schenlampe, weil er sich hierdurch gestört und geblendet fühl-
te. Dem Vorschlag des POK (…), die Innenraumbeleuchtung 
einzuschalten, sodass er selbst seine Taschenlampe ausschal-
ten könne, leistete der Angeklagte aber keine Folge, vielmehr 
nahm er nun selbst sein Iphone in die Hand und leuchte-
te mit der Taschenlampe des Handys dem POK (…) direkt 
ins Gesicht. Damit wollte der Angeklagte zeigen, dass er sich 
von der Personenkontrolle und dem Handeln des POK (…) 
gestört fühlte. POK (…) erkannte, dass die Situation hier-
durch konfrontativ wurde und aktivierte nach entsprechender 
mündlicher Ankündigung die Aufzeichnungsfunktion seiner 
dienstlich mitgeführten Bodycam. Die Bodycam ist mit einer 
sog. »Pre-Recording«-Funktion ausgestattet. Die Bodycam 
filmt dauerhaft mit, der Film wird jedoch jeweils nach 30 Se-
kunden überschrieben, es sei denn, der Aufnahmeknopf wird 
betätigt. Wird der Aufnahmeknopf betätigt, erfolgt die Spei-
cherung des Videos bereits 30 Sekunden zuvor und bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem der Aufnahmeknopf erneut betätigt wird.

Darauf entgegnete der Angeklagte: »Ich filme Sie jetzt auch, 
ja« und öffnete die Kamera-App seines mitgeführten Ipho-

hätten von der Polizei gem. § 2 Abs. 12 StVG der örtlich 
zuständigen Fahrerlaubnisbehörde (FEB) mitgeteilt und 
von dieser zur Anordnung einer MPU abgewogen werden 
müssen.1 Bei der an den Tag gelegten charakterlichen Ein-
stellung des Autofahrers hätte er eine MPU schwerlich mit 
positivem Ausgang überstanden.

Fraglich ist also, ob die Polizei diese Pflichtmitteilungen über-
haupt abgesetzt hatte, alternativ träfe übrigens die Straf-
justiz dieselbe Pflicht auf der Grundlage von Nr. 45 MiStra. 
Hätten die Polizei oder die Strafjustiz aber diese Mitteilun-
gen abgegeben, müsste sich die FEB ihrerseits die Frage ge-

fallen lassen, ihre Anordnungsmöglichkeiten zur MPU gem. 
§ 11 Abs. 3 FeV nicht ausgeschöpft zu haben. Die Polizei in 
Rheinland-Pfalz tut jedenfalls gut daran, auch diese beiden 
Fragen für mögliche zukünftige Fälle klären zu lassen.

Prof. Dr. jur. Dieter Müller, Halle/Saale

1	 Siehe dazu näher Baldauf, Ricardo, Charakterliche Mängel als Arbeitsthema 
der polizeilichen Mitteilungspflicht an die Fahrerlaubnisbehörde, in: Poli-
zeispiegel 2021, Heft Oktober, S. 18–20.
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